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An das Finanzamt

.........................................................
.........................................................

Name.................................................................................

Steuernummer:................................................................
Einkommensteuerbescheid für VZ________ vom _____________

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Namen und im Auftrag unser/es/er o. g. Mitglied/s/er legen wir gegen den o.g. ESt-Bescheid

Einspruch

ein.

Wir beantragen, statt der Entfernungspauschale die höheren Aufwendungen für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel für die Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte als Werbungskosten zu berücksichtigen.

Begründung:

§ 9 Abs. 2 Satz 2 EStG in der bis VZ 2006 geltenden Fassung, nach dem die höheren Aufwendungen für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel abziehbar sind (Günstigerprüfung), ist zwar ab VZ 2007 nicht mehr anzuwenden. Der Gesetzgeber ist aber aufgrund des Urteils des BVerfG vom 9.12.2008 – 2 BvL 1/07, usw. verpflichtet, eine Neuregelung der Entfernungspauschale zu schaffen. Es liegt durchaus im Bereich des Möglichen, dass die bis einschließlich VZ 2006 geltende Rechtslage in vollem Umfang auch ab VZ 2007 wieder Gesetz wird.

Wir beantragen daher Ruhen des Einspruchsverfahrens nach § 363 Abs. 3 Satz 1 AO aus Zweckmäßigkeitsgründen bis zur gesetzlichen Neuregelung der Entfernungspauschale. Sollte der Vorläufigkeitsvermerk laut BMF-Schreiben vom 15.12.2008 (BStBl. I 2008, 1010) die Frage der Anwendung der Günstigerprüfung mit umfassen, bitten wir um entsprechende Bestätigung. In diesem Fall würden wir den Einspruch zurücknehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Lohnsteuerhilfeverein













